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in Rheinland-Pfalz

Videoschalte zum Beihilfenrecht

CDU und dbb:  
Kostendämpfungspauschale abschaffen!
Gesetzentwurf der Fraktion im Landtag

Die dbb Landesleitung hat 
am 5. Mai 2022 auf Einladung 
der CDU-Landtagsfraktion an 
einer Videokonferenz mit 
Christof Reichert, MdL, teilge-
nommen zum hauptsächli-
chen Themenblock Beihilfen-
recht.

Christof Reichert informierte 
zunächst darüber, dass die 
Fraktion den Initiativball des 
dbb rheinland-pfalz zur Ab-
schaffung der beihilferechtli-
chen Kostendämpfungspau-
schale aufgenommen und 
einen entsprechenden Gesetz-
entwurf erarbeitet habe.

Das Thema sei im Zuge der 
letzten Haushaltsberatungen 
auf Gewerkschaftshinweis 
aufgenommen und in einem 
Entschließungsantrag verar-
beitet worden, den die Land-
tagsmehrheit bei der Haus-
haltsverabschiedung leider 
abgelehnt hat.

Nun wolle man am Thema dran-
bleiben, indem die Frak tion per 
Gesetzentwurf die  ersatzlose 
Streichung des  relevanten § 66 
Abs. 5 Landesbeamtengesetz 
zur Abstimmung stelle. Der Ent-
wurf werde parallel zum Ge-
spräch in den Landtag einge-
bracht, so Christof Reichert 
(Drucksache 18/3155).

Wesentliche Begründung für 
den Vorstoß sei, dass das ur-
sprünglich mit der Einführung 
der Kostendämpfungspauscha-
le verfolgte haushalts politische 
Ziel, nämlich die  Unterstützung 
der Landeshaushaltskonsolidie-
rung, inzwischen wegen der 
positiven Haushaltsentwick-
lung obsolet sei. Rheinland-
Pfalz verzeichne 2,3 Milliarden 
Euro Überschuss und stecke 1,8 
Milliarden Euro in Rücklagen. Es 
sei im Länderfinanzausgleich 
wegen gestiegener Gewerbe-
steuereinnahmen vom Neh-
mer- zum Geberland geworden. 

Deshalb könne man sich ein 
Beispiel am Nachbarbundes-
land Nordrhein-Westfalen neh-
men und die Pauschale aus 
dem Beihilfenrecht streichen.

Das hätte dann auch positive 
Wirkung auf den öffentlichen 
Dienst, dessen Personal krisen-
fest sehr guten Dienst leiste 
und dafür als Anerkennung mo-
netäre Kompensation gut ge-
brauchen könne und verdiene.

Auf diese Weise könne das 
Land einfach und schnell posi-
tive Zeichen für den öffentli-
chen Dienst setzen und sich 
einreihen in die Bundesländer, 
die zeitgemäß keine Kosten-
dämpfungspauschale im Bei-
hilfenrecht festgeschrieben 
haben – mit der Folge, dass die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes für Bewerberinnen 
und Bewerber „geboostert“ 
wird. Auch die Wettbewerbs-
fähigkeit des Staates auf dem 
Arbeitsmarkt steige so.

Die dbb Landesleitung bewer-
tete den Fraktionsvorstoß im 
Videogespräch positiv.

Schließlich habe der dbb rhein-
land-pfalz die Streichung der 
Kostendämpfungspauschale 
vorgeschlagen, weil das Instru-
ment der Aufwendungsredu-
zierung aus der Zeit gefallen 
ist und eine Abkehr davon dem 
gesamten Personal im Gel-
tungsbereich der Beihilfenver-

ordnung zugutekäme, so die 
Landesvorsitzende Lilli Lenz. 

Zumindest teilweise stellte die 
Streichung eine Kompensation 
insbesondere für Versorgungs-
empfängerinnen und -empfän-
ger dar, die nicht teilhaben 
konnten an der Coronasonder-
zahlung entsprechend des Län-
dertarifergebnisses vom No-
vember letzten Jahres. Durch 
eine Abschaffung der Pauscha-
le könne das Land ein bürokra-
tisches Monster aussortieren 
und die Beihilfenverwaltung 
vereinfachen.

Es sei gut, dass die Fraktion das 
Thema weiter beackere; der 
dbb rheinland-pfalz befürwor-
te und unterstütze das Vorge-
hen.

Die CDU-Landtagsfraktion 
wurde vertreten durch Christof 
Reichert (Leiter des Zukunfts-
feldes Heimat und Finanzen; 
im Landtag stellvertretender 
Vorsitzender und Mitglied im 
Haushalts- und Finanzaus-
schuss) sowie Florian Birkmey-
er (Fraktionsmitarbeiter).

Seitens des dbb rheinland-pfalz 
nahmen an der Konferenz die 
Landesvorsitzende Lilli Lenz so-
wie die stellvertretenden Lan-
desvorsitzenden Elke Schwabl, 
Hans-Dieter Gattung, Lars La-
mowski und Peter Mertens so-
wie Landesgeschäftsführer 
Malte Hestermann teil. 	< Videokonferenz mit Christof Reichert, MdL (CDU)
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Arbeitskreis Bildungsgewerkschaften

Rheinland-Pfalz braucht krisenfeste Schulen!
Coronabeschränkungen fallen – Probleme in Schulen bleiben

(rt) Zum 2. Mai sind wesentliche 
Schutzmaßnahmen in den rhein-
land-pfälzischen Schulen wegge-
fallen und das Bildungsministeri-
um sprach bereits von einem 
„normalen Schulalltag“. Durch 
den Wegfall von Testungen, 
Quarantänebestimmungen  
und Maskenpflicht rückt jedoch 
nur ein Thema etwas in den 
 Hintergrund, welches im Krisen-
management vor Ort in den 
Schulen die grundsätzlichen Pro-
bleme in den letzten zwei Jahren 
überlagert hat. „Unsere Schulen 
müssen krisenfest sein“, so die 
Forderung der Bildungsgewerk-
schaften im dbb beamtenbund 
und tarifunion rheinland-pfalz. 

In den Pandemiejahren sind in 
den einzelnen Schulen Erstaun-
liches geleistet und enorme 
Entwicklungsprozesse angesto-
ßen worden, dies oftmals zum 
Preis einer Arbeitsbelastung, 
die weit über die Grenzen des 
Zumutbaren gegangen ist. Für 

eine „Normalität“ braucht es 
entschlossenes Handeln seitens 
des Bildungsministeriums. In 
allen Schulformen mangelt es 
an Personal. Zwar konnten mit 
Ausnahme der Förderschulen 
zuletzt noch Planstellen be-
setzt werden, aber selbst mit 
diesem Personal sind die Schu-
len nicht zu 100 Prozent ver-
sorgt und Reserven für Unter-
richtsausfall stehen vielerorts 
nicht mehr zur Verfügung: Kri-
senfest zu sein erfordert daher 
eine Unterrichtsversorgung von 
100 Prozent plus x. 

Die Pandemie hat gezeigt, dass 
bauliche Maßnahmen ergriffen 
werden müssen, um gesunde 
Luft und ein lernförderliches 
Raumklima zu gewährleisten. 
Die klimatischen Veränderun-
gen mit noch heißeren und län-
geren Sommern zeichnen sich 
bereits ab und erfordern ein 
perspektivisches Handeln, denn 
Zugluft und Brutkastenhitze 

dürfen nicht dazu führen, dass 
unsere Kinder und Jugendli-
chen ihr Potenzial nicht abrufen 
können und hinter ihren Mög-
lichkeiten zurückbleiben.

Die Ereignisse in der Ukraine 
stellen die Schulen vor zusätzli-
che Herausforderungen, für de-
ren Bewältigung es an ausrei-
chender Unterstützung und 
Ressourcen derzeit mangelt. 
„Die Zahl der instabilen Kinder 
und Jugendlichen mit psychi-
schen Problemlagen steigt deut-
lich an und dabei fehlt es an Zeit 
und Personal, um die Ängste 
und Sorgen mit den Schülerin-
nen und Schülern gemeinsam 
aufarbeiten zu können“, so Ro-
bert Tophofen, Leiter des Ar-
beitskreises der Bildungsge-
werkschaften. Auch hier schlägt 
das Fehlen von Lehr- und Betreu-
ungskräften negativ zu Buche.

Die Bildungsgewerkschaften 
begrüßen die Pläne der Lan-

desregierung, den Schulen vor 
Ort mehr Freiheit und Spiel-
räume zu geben für die Weiter-
entwicklung. Ohne mehr Res-
sourcen und Personal werden 
die Vorstellungen allerdings 
nicht umzusetzen sein. Wir Bil-
dungsgewerkschaften werden 
die Handelnden gerne bei der 
Lösung der Probleme mit Rat 
und Tat unterstützen. 

	< Robert Tophofen, stellvertre-
tender Landesvorsitzender und 
Chef des Arbeitskreies Bildungs-
gewerkschaften
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Dienstbefreiung für humanitäre Zwecke

Ministerium: bestehende Möglichkeiten reichen 
dbb Vorstoß auf Ausweitung zurückgewiesen

Innenminister Roger Lewentz 
(SPD) hat die derzeitigen Rege-
lungen für Sonderurlaub und 
Arbeitsbefreiung zu ehrenamt-
lichen humanitären Zwecken 
für ausreichend und angemes-
sen erklärt.

Das ergibt sich aus einem Schrei-
ben, mit dem das Innenministe-
rium auf unsere Anregung zur 
Ausweitung der Freistellungs-
möglichkeiten geantwortet hat 
(vgl. „durchblick“ 5/2022, S. 4).

Bereits jetzt sei Urlaub unter 
Bezügefortzahlung für die Teil-

nahme an sonstigen Veranstal-
tungen von im öffentlichen In-
teresse tätigen Organisationen 
möglich, wenn dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. 
Hilfs- und Unterstützungsleis-
tungen im Zusammenhang mit 
Pandemien, Naturkatastro-
phen, Kriegen und Flüchtlings-
aufkommen lägen dabei 
grundsätzlich im öffentlichen 
Interesse. Demnach können im 
Regelfall drei, ausnahmsweise 
fünf Tage Sonderurlaub im Jahr 
gewährt werden, ganz aus-
nahmsweise auch zehn Tage. 
Das Ministerium sieht keine 

Notwendigkeit für eine beam-
tenrechtliche Ausweitung über 
die Bestimmungen in den §§ 26 
Abs. 1 Nr. 11 und 27 Abs. 1 der 
Urlaubsverordnung hinaus.

Für Tarifbeschäftigte, so der 
Minister, könne gemäß § 29 
Abs. 3 TV-L entsprechend ver-
fahren und Arbeitsbefreiung 
bis zu drei Tagen gewährt wer-
den.

Das Ministerium weist darauf 
hin, dass zur Unterstützung 
etwa von aus der Ukraine ge-
flüchteten nahen Angehörigen 

Urlaub aus persönlichen Anläs-
sen gewährt werden kann.

Der dbb rheinland-pfalz hatte 
einen zusätzlichen Sonderur-
laubstatbestand zur Aufnah-
me in die Urlaubsverordnung 
Rheinland-Pfalz angeregt für 
private Hilfe unter Entkoppe-
lung von dem Tätigwerden ei-
ner Hilfsorganisation vor dem 
Hintergrund von Coronapan-
demie, Hochwasserkatastro-
phe und Ukraine-Krieg und mit 
besonderem Blick auf private 
Initiativen und Spontan-
unterstützung. 
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dbb arbeitnehmervertretung rheinland-pfalz

Tarifseminar 2022
Noch einmal mit Tarifthemen im dbb forum siebengebirge

(pm/db) 15 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer, alle in ihrem 
Organisationsbereich tarifrecht-
lich vorgebildet und bewandert, 
haben am 27. und 28. April 2022 
im dbb forum siebengebirge 
das diesjährige  Tarifseminar des 
dbb rheinland-pfalz besucht. 
Nach zweijähriger coronabe-
dingter Unterbrechung konnte 
diese Veranstaltung endlich 
wieder in Präsenz in der Ta-
gungsstätte in Königswinter 
durchgeführt werden. Zwi-
schenzeitlich war im Jahr 2021 
das Seminar nur „online“ ab-
haltbar. Die digitale Variante 
hat sich jedoch aufgrund der 
fehlenden persönlichen Aus-
tauschmöglichkeiten der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
untereinander nicht so gut be-
währt und war deshalb für die-
ses Jahr nur als pandemieab-
hängige Notlösung vorgesehen.

In Kooperation mit der dbb aka-
demie hatte der Vorsitzende 
der dbb arbeitnehmervertre-
tung rheinland-pfalz, der stell-
vertretende dbb Landesvorsit-
zende Peter Mertens, für die 
zweitägige Veranstaltung unter 
anderem den hochkarätigen 
Dozenten Knut Schattner, 

selbstständiger langjähriger 
Dozent und Geschäftsführer 
der ALS Seminare, gewinnen 
können. Die Bildungsveranstal-
tung sollte mehrere Themen-
schwerpunkte im Bereich Tarif-
politik und Tarifrecht abdecken.

Am ersten Seminartag refe-
rierte Diplom-Finanzwirt Knut 
Schattner etwa über die The-
men Arbeitsunfähigkeit, Ur-
laubsrecht, Fahrradleasing ge-
mäß TV-Fahrradleasing im 
Kommunalsektor, Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses durch 
Rentenbezug und Altersteilzeit 
nach dem TV FlexAZ.

Knut Schattner wurde im Nach-
gang durchweg von den Ta-
gungsteilnehmern und -teilneh-
merinnen gelobt für seine sehr 
hohe Fachkompetenz, die kurz-

weilige Präsentation der Vorträ-
ge sowie für das umfangreich zur 
Verfügung gestellte Lernmateri-
al, dass auch für den täglichen 
Gebrauch als Personalrat bezie-
hungsweise Gewerkschafter(in) 
von hohem Nutzen sein wird.

Für den zweiten Tag standen 
die Schwerpunkte „Tarifab-
schluss 2021 im Bereich des TV-
L“ und „Die Zusatzversorgung 
im öffentlichen Dienst“ auf 
dem Programm. Seminarleiter 
Peter Mertens schlüpfte hierzu 
in die Dozentenrolle und deckte 
somit einen großen Teil der ge-
planten Inhalte ab, nachdem 
der eigentlich vorgesehene 
 Dozent kurzfristig ausfiel.

Die Seminarteilnehmerinnen 
und -teilnehmer konnten somit 
gut gerüstet in ihre tägliche 

Personalrats- und/oder Ge-
werkschaftsarbeit mit fundier-
tem Training für Beratungen 
und Hilfestellungen zurückkeh-
ren – positive Bewertungen der 
Veranstaltung inklusive. 

Der dbb rheinland-pfalz setz-
te so seine traditionelle Reihe 
qualitativ hochwertiger Fort-
bildungsveranstaltungen im 
Tarifrecht fort, ausgerichtet 
am Bedarf aus den Reihen 
der Tarifpersonalvertreterin-
nen und -vertreter seiner 
Mitgliedsgewerkschaften. In 
diesem Rahmen erfreuen sich 
die jährlichen Seminare ge-
steigerter Beliebtheit und 
sind schnell ausgebucht zur 
Freude des Arbeitnehmerver-
tretungschefs Peter Mertens. 
Für ihn war das diesjährige 
Seminar das zweite in seiner 
Funktion nach der „Online-
Premiere 2021“. Zugleich ist 
klar: Das nächste Tarifsemi-
nar der Reihe wird nicht mehr 
im dbb forum siebengebirge 
stattfinden. Die dbb akade-
mie schließt den Standort im 
Jahresverlauf und verlagert 
das Seminargeschehen bun-
desweit auf externe Regio-
nalzentren. 	< Lerngruppe des Tarifseminars 2022
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Wandel gestalten

Start der Transformationsagentur
dbb rheinland-pfalz beim Auftakt dabei

(pm) Über die gemeinsamen 
Herausforderungen der Trans-
formation, die Chancen und 
Möglichkeiten, die sie Rhein-
land-Pfalz bietet und welche 
Rolle dabei die neue Transfor-
mationsagentur spielen soll, 
sprach Arbeits- und Transfor-
mationsminister Alexander 
Schweitzer (SPD) am 21. April 

2022 bei der Auftaktveranstal-
tung der Transformationsagen-
tur Rheinland-Pfalz mit wichti-
gen Partnern des Landes. 

Der stellvertretende dbb Lan-
desvorsitzende Peter Mertens 
nahm an der Präsenzveran-
staltung für den dbb rhein-
land-pfalz teil und konnte im 

Anschluss bei einem „Get-to-
gether“ noch persönlich mit 
dem Minister reden. Dabei 
wurden unter anderem die 
derzeit bestehenden Schwie-
rigkeiten im Umgang mit der 
Digitalisierung und der Umset-
zung des Onlinezugangsgeset-
zes – OZG – im öffentlichen 
Dienst angesprochen. Auch 

	< Peter Mertens, stellvertretender 
Landesvorsitzender
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